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79. Verordnung: Änderung der Dienstrechtsverfahrensverordnung 1981
80. Kundmachung: Feststellung der Gesetzwidrigkeit der §§ 1 und 2 der Verordnung betreffend Preisbe-

stimmung für Milch
8 1 . Kundmachung: Aufhebung einiger Worte im § 9 Abs. 4 und des § 16 Abs. 6 des Notwegegesetzes

durch den Verfassungsgerichtshof

79. Verordnung der Bundesregierung vom
12. Feber 1985, mit der die Dienstrechtsver-

fahrensverordnung 1981 geändert wird

Auf Grund des § 2 des Dienstrechtsverfahrensge-
setzes 1984, BGBl. Nr. 29, wird verordnet:

Die Dienstrechtsverfahrensverordnung 1981,
BGBl. Nr. 162, in der Fassung der Verordnung
BGBl. Nr. 335/1984 und der Kundmachung BGBl.
Nr. 24/1985 wird wie folgt geändert:

1. Nach § 1 Abs. 1 Z 10 wird eingefügt:
„10a. Feststellungen und Verfügungen in Angele-

genheiten der Herabsetzung der Wochen-
dienstzeit (bei Lehrern der Lehrverpflich-
tung) auf die Hälfte,"

2. § 1 Abs. 1 Z 24 lautet:
„24. Feststellungen und Verfügungen in Angele-

genheiten der Geldbezüge (das sind alle in
Geld ausgedrückten Leistungen aus dem
Dienstverhältnis),"

3. § 1 Abs. 1 Z 30 lautet:
„30. Feststellungen und Verfügungen in Angele-

genheiten des Mutterschutzes, des Karenz-
urlaubsgeldes und des Sonderkarenzur-
laubsgeldes,"

4. § 2 Z 5 lautet:
„5. im Bereich des Bundesministeriums für

Inneres:
a) die Sicherheitsdirektionen,
b) die Bundespolizeidirektionen,
c) die Landesgendarmeriekommandos,
d) die Gendarmeriezentralschule in

Mödling;
den in den lit. a bis d angeführten Dienstbe-
hörden wird abweichend vom § 1 Abs. 1
Z 24 die Zuständigkeit in den Angelegen-
heiten der Gewährung von Belohnungen,
Vorschüssen und Geldaushilfen nicht über-
tragen;"

5. § 2 Z 7 lautet:
„7. im Bereich des Bundesministeriums für

Landesverteidigung:
a) das Korpskommando I,
b) das Korpskommando II,
c) das Militärkommando Wien,
d) das Kommando der Fliegerdivision,
e) das Kommando der 1. Panzergrena-

dierdivision,
f) das Heeres-Materialamt;

den in den lit. a bis f angeführten Dienstbe-
hörden wird abweichend vom § 1 Abs. 1
Z 24 die Zuständigkeit in den Angelegen-
heiten der Gewährung von Belohnungen,
Vorschüssen und Geldaushilfen sowie
abweichend vom § 1 Abs. 1 Z 25 die
Zuständigkeit in den Angelegenheiten der
Zuweisung und Entziehung von Dienst-
und Naturalwohnungen nicht übertragen;"

6. § 2 Z 11 lautet:
„11. im Bereich des Bundesministeriums für

Wissenschaft und Forschung:
a) die Universitäten (der Rektor, Uni-

versitätsdirektor oder Bibliotheksdi-
rektor für die ihm nach den Organi-
sationsvorschriften unterstehenden
Beamten),

b) die Kunsthochschulen (der Rektor
oder Bibliotheksdirektor für die ihm
nach den Organisationsvorschriften
unterstehenden Beamten),

c) die Akademie der bildenden Künste
in Wien;

den in den lit. a bis c angeführten Dienstbe-
hörden wird nur die Zuständigkeit zur
Wahrnehmung der im § 1 Abs. 1 Z 9, 13,
14, 16 bis 22 und 30 genannten Angelegen-
heiten übertragen."
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80. Kundmachung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 11. Feber
1985 über die Feststellung der Gesetzwidrig-
keit der §§1 und 2 der Verordnung des Bun-
desministers für Handel, Gewerbe und Indu-
strie vom 30. April 1982 betreffend Preisbe-

stimmung für Milch

Gemäß Art. 139 Abs. 5 B-VG wird kundge-
macht:

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis
vom 12. Dezember 1984, Zl. V 46/82-15, festge-
stellt, daß die §§ 1 und 2 der Verordnung des Bun-
desministers für Handel, Gewerbe und Industrie
vom 30. April 1982 betreffend Preisbestimmung für
Milch, kundgemacht im Amtsblatt zur Wiener Zei-
tung vom 1. Mai 1982 (unter Berücksichtigung der
im Amtsblatt zur Wiener Zeitung vom 5. Mai 1982
veröffentlichten „Richtigstellung"), gesetzwidrig
waren.

Steger

8 1 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
19. Feber 1985 über die Aufhebung einiger
Worte im § 9 Abs. 4 und des § 16 Abs. 6 des
Notwegegesetzes durch den Verfassungsge-

richtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 5 und 6 B-VG und gemäß
§ 64 Abs. 2 des Verfassungsgerichtshofgesetzes
1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 6. Dezember 1984, G 90/81-10, der Bun-
desregierung zugestellt am 8. Feber 1985, die
Wortfolge „und bei der Entscheidung als bindend
zu betrachten" im § 9 Abs. 4 und § 16 Abs. 6 des
Gesetzes vom 7. Juli 1896, RGBl. Nr. 140, betref-
fend die Einräumung von Notwegen als verfas-
sungswidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des
30. November 1985 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Sinowatz


